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1. Kapitel

Einleitung

I. Vergemeinschaftung des Zivilprozesses und die EuBagVVO

Das europäische Zivilprozessrecht hat seit der Schaffung der Kompe-
tenzgrundlage in Art. 61 lit. c, 65 lit. c EG durch den Vertrag von Amster-
dam1 eine außerordentliche Dynamik entwickelt. Gemäß dem darin zum 
Ausdruck gebrachten Ziel des schrittweisen Aufbaus eines Raumes der 
Freiheit, der Sicherheit und des Rechts sind insbesondere in neuerer Zeit 
eine Reihe von Maßnahmen ergriffen worden, deren Auswirkungen auf das 
Rechtswesen der Mitgliedstaaten noch nicht ganz absehbar sind. Den der-
zeitigen Höhepunkt stellt die Verordnung (EG) Nr. 861/2007 des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 11.07.2007 zur Einführung eines eu-
ropäischen Verfahrens für geringfügige Forderungen2 („Bagatellverfah-
rensverordnung“, im Folgenden „EuBagVVO“)3 dar, die mit der Einfüh-
rung gemeinsamer Verfahrensregeln für ein kontradiktorisches Verfahren 
noch über die Zahlungsbefehl-VO4 hinausgeht. 

1 Vertrag von Amsterdam vom 02.10.1997 zur Änderung des Vertrags über die EU, 
der Verträge zur Gründung der Europäischen Gemeinschaften sowie einiger damit zu-
sammenhängender Rechtsakte, BGBl. II 1999, 296.

2 ABl. EU 2007 Nr. L 199/1. 
3 Sämtliche Artikelbezeichnungen ohne weitere Angabe beziehen sich auf die Eu-

BagVVO. Der Begriff des Bagatellverfahrens ist nicht unumstritten. Der Berichterstatter 
des Europäischen Parlaments regte an, in einem eigens zu schaffenden Art. 7a explizit 
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